
Berliner Politik aus Sicht Ihres Wahlkreisabgeordneten in Karlsruhe-Land 

„Trump tut 
das einfach. 
Ob es uns ge-
fällt oder 

nicht.“ 

(Tony Blair, ehemaliger 
britischer Premierminis-

ter) 
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In dieser Ausgabe:

Offenkundige Defizite 
und nachhaltig unge-
löste Sachfragen in den 
Bereichen Asyl und Zu-
wanderung haben die 
Bundesregierung in der 
vergangenen Woche an 
den Rand des Schei-
terns gebracht. Wäh-
r e n d  d e r  C S U -
Vorsitzende und Bun-
desinnenminister auf 
zeitnahe eigene Hand-
lungen der 
Bundesre-
gierung un-
ter Ande-
rem zur 
Sicherung 
der Gren-
zen setzt, 
v e r w e i s t 
die CDU-
Vorsitzen-
de, Bundes-
k a n z l er i n 
Dr. Angela 
Merkel auf 
notwendige europäi-
sche Lösungen.  

In der Unionsfraktion 
haben wir am Donners-
tag vergangener Woche 
der Bundeskanzlerin 
weitere zwei Wochen 
Zeit eingeräumt - bis 
zum nächsten europäi-
schen Gipfel - um 
knapp 3 Jahre nach 
Beginn der Flüchtlings-
problematik endlich 
eine zufriedenstellende 
Lösung herbeizuführen. 
Dieser Beschluss ent-

spricht der derzeitigen 
Einigung von Bundes-
kanzlerin Dr. Angela 
Merkel und Bundesin-
nenminister Horst 
Seehofer auf eine zwei-
wöchige Frist, in der die 
Bundeskanzlerin ohne 
einen vorherigen deut-
schen Alleingang mit 
den europäischen Part-
nern nach Lösungen 
suchen kann.  

Zeitnahe Ent-
scheidungen 
tun Not, denn 
es ist rechts-
treuen Men-
schen im 
Land nur 
noch schwer 
zu vermitteln, 
warum zum 
Beispiel Men-
schen, die ei-
nen Asylan-
trag bereits in 

einem anderen europäi-
schen Land gestellt hat-
ten oder als Asylbewer-
ber bereits abgelehnt 
wurden, weiterhin un-
behelligt nach Deutsch-
land einreisen dürfen, 
und dann die Leistungs-
träger in Deutschland 
auch noch verpflichtet 
sind, diese umfassend 
zu verpflegen, für Woh-
nung, Dolmetscher und 
sogar den Rechtsbei-
stand zur Verhinderung 
deren Abschiebung zu 
sorgen. 

Sollte in den nächsten 
zwei Wochen auf europä-
ischer Ebene nichts zu 
erreichen sein, was in 
Deutschland mit natio-
nalen Maßnahmen si-
chergestellt werden 
kann, ein Grenzregime, 
das diesen Namen wie-
der verdient, dann hat 
das nicht nur gegebenen-
falls Auswirkungen auf 
den Bestand unserer 
Bundesregierung, son-
dern auf das ganze euro-
päische Einigungswerk.  
Denn es kann vor dem 
Hintergrund multipler 
Aufgaben- und Umvertei-
lungen innerhalb Euro-
pas die Frage der Rück-
nahme von Migranten 
nicht isoliert behandelt 
werden. 

Von daher wäre eine eu-
ropäische Lösung der 
einfachste und beste 
Weg. Sollte es in den 
kommenden zwei Wo-
chen gelingen, die hierfür 
notwendige Solidarität 
unserer EU-Partner zu 
gewinnen, wäre die Kuh 
politisch zunächst vom 
Eis. Die Aussichten da-
rauf sind jedoch eher 
düster - und außerdem 
ist fraglich, ob bei einer 
Kooperation anderer EU-
Staaten Menschen, die 
nach Deutschland wol-
len, tatsächlich in Bulga-
rien oder Griechenland 
gehalten werden können.  

Perspektiven 

Dienstag, 19. Juni 2018 

Themen 

• Verteidigung 

• Parteien 

• Diesel 

• Zuwanderung 
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titionen ist die politische Inter-
aktion in einem völlig verän-
derten medialen Umfeld mit 
sozialen Medien und ständig zu 
aktualisierenden Internetauf-

tritten nicht 
leistbar. Hin-
zu kommt die 
Herausforde-
rung, kommu-
nikativen An-
griffen durch 
gezielte Des-
in format ion 

zu begegnen. Gleichzeitig ent-
steht erhöhter Auf-
wand durch inner-
parteiliche Partizi-
pationsinstrumente 
ebenso wie erhöhte 
Transparenz-und 
Rechenschaftsanfor-
derungen an Partei-
en.  

Damit die Parteien 
weiterhin ihrem 
Verfassungsauftrag nachkom-
men können, heben wir die 
Obergrenze staatlicher Zu-
schüsse für alle Parteien zu-

Die politischen Parteien leis-
ten nach unserer Verfas-
sungsordnung einen wesentli-
chen Beitrag zur politischen 
Willensbildung der Bürgerin-
nen und 
Bürger. Die 
Parteien ha-
ben in den 
vergangenen 
fast 70 Jah-
ren wesent-
lich zum Er-
folg und zur 
Stabilität der Bundesrepublik 
beigetragen. Noch nie in un-
serer Geschichte hatten wir 
ein besseres politisches Sys-
tem, daran dürfen wir mit 
Fug und Recht erinnern.  

Die Rahmenbedingungen für 
die Aufgabenerfüllung haben 
sich für die Parteien aller-
dings in den letzten Jahren 
erheblich verändert. Das gilt 
vor allem für die Auswirkun-
gen der Digitalisierung auf 
den Prozess der politischen 
Willensbildung. Ohne hohe 
Einstiegs- und Betriebsinves-

sammen von bisher rund 165 
Millionen Euro auf 190 Millio-
nen Euro jährlich an. Weitere 
Anpassungen erfolgen wie 
bisher nach dem Preisindex. 
Dabei gilt weiter der Grund-
satz, dass der Anteil der 
staatlichen Parteienfinanzie-
rung die Hälfte der Gesamt-
einnahmen einer Partei nicht 
überschreiten darf. Parteien 
müssen frei und unabhängig 
vom Staat sein. Dazu sollen 
sie sich dauerhaft um die Un-
terstützung von Bürgern, Un-

ternehmen und 
gesellschaftlichen 
Gruppen bemü-
hen. Gerade in 
einer Zeit, in der 
d e m ok ra t i s c he 
Strukturen viel-
s e i t i g  u n t e r 
Druck geraten, 
sollten wir unsere 
Parteien selbstbe-

wusst darin unterstützen, mit 
den neuen Herausforderun-
gen auch finanziell Schritt 
halten zu können.  

Parteienfinanzierung 

Gemeinnützigkeit? 
ren Rechte durchgeführten 
Handlungen wie Hetztiraden, 
die persönlichen Diffamierun-
gen, geht erkennbar nicht um 
Tierwohl, sondern um öffentli-
che Aufmerksamkeit, um einen 
Knalleffekt für die eigenen An-
hänger und Spender.  

PETAs Aufrufe zur Selbstjustiz 
haben rein gar nichts mit Ge-
meinnützigkeit zu tun – im Ge-
genteil. Hetze, egal gegen wen, 
darf nicht steuerlich begünstigt 
werden.  

Wir benötigen daher eine 
Neujustierung unseres Rechtes  
in Sachen Gemeinnützigkeit.  

Einige als „gemeinnützig“ 
eingestufte Organisationen 
wie zum Beispiel die unter 
dem Deckmantel einer Tier-
rechtsorganisation handeln-
de militante Aktivistentrup-
pe „PETA“, wurden in jünge-
rer Vergangenheit in Verbin-
dung mit Straftaten ihrer 
Mitglieder gebracht. Ein 
trauriger Höhepunkt war die 
E r s t e l l u n g  e i n e r 
„Abschussliste“ von PETA 
gegen drei Landwirtschafts-
ministerinnen der CDU vor 
einigen Wochen.  

Bei diesen und anderen von 
PETA gegen Bürger und de-

Die mit der Gemeinnützigkeit 
verbundenen steuerlichen Vor-
teile sind für eingetragene Ver-
eine existentiell. Und von den 
700.000 arbeitet der absolute 
Löwenanteil hervorragend. 
Aber es gibt eben auch die 
Schwarzen Schafe, die Hybrid-
organisationen, die Abmahn-
vereine, die militanten Spen-
denmaschinerien. Diese haben 
die Unterstützung der Steuer-
zahler.  

Daher erarbeiten wir derzeit 
mit Steuer-, Finanz- und Ver-
fassungsrechtlern ein Konzept, 
wie die Spreu vom Weizen ge-
trennt werden kann.  
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Mit der Verabschiedung der 
Musterfeststellungsklage stel-
len wir sicher, dass der Satz 
„Wer recht hat, muss auch recht 
bekommen“ in diesem Land für 
die Kleinen wie die Großen gilt. 
Verbraucher sollen sich schnell, 
unbürokratisch und gemeinsam 
gegen rechtswidriges Verhalten 
und Täuschung – vor allen Din-
gen von großen Konzernen – 
wehren können. 

Bislang musste jeder einzelne 
Verbraucher seine Rechte vor 
Gericht von Anfang bis Ende für 
sich allein durchfechten und da-
für viel Geld und Zeit aufwen-
den. Die Macht war bisher zu-
gunsten der Unternehmen ver-

schoben: Sie haben in aller Regel 
ein deutlich höheres Durchhalte-
vermögen und auch größere fi-
nanzielle Mittel. Das schreckte 
viele Verbraucherinnen und Ver-
braucher ab, sie resignierten 
und verzichteten faktisch auf ihr 
gutes Recht. 

Statt wie bisher teure und lang-
wierige Einzelverfahren führen 
zu müssen, sollen sich Verbrau-
cher künftig einer „Eine-für-alle-
Klage“ anschließen können: 

Anerkannte und besonders qua-
lifizierte Verbraucherverbände 
können gegenüber einem Unter-
nehmen zentrale Haftungsvo-
raussetzungen für alle vergleich-
bar betroffenen Verbraucher in 

Ab dem 1. August 2018 wird nur 
noch höchstens 1.000 Personen 

pro Monat aus humanitä-
ren Gründen der Nach-
zug zu subsidiär Schutz-
berechtigten gewährt. 
Bei der Bestimmung der 
nachziehenden Familien 
werden zukünftig das 
Kindeswohl und Integra-

tionsaspekte besonders berück-
sichtigt.  

Ausgeschlossen wird der Famili-
ennachzug in der Regel dann 

sein, wenn die Ehe erst wäh-
rend bzw. nach der Flucht ge-
schlossen wurde, der sich in 
Deutschland aufhaltende Aus-
länder schwerwiegende Straf-
taten begangen hat oder seine 
Ausreise kurzfristig zu erwar-
ten ist. Zudem schließen wir 
mit diesem Gesetzesentwurf 
eindeutig den Familiennach-
zug zu Gefährdern – zu deut-
schen wie auch zu allen aus-
ländischen Gefährdern unab-
hängig von ihrem Aufenthalts-
status – grundsätzlich aus.  

Wir haben diese Woche eine 
Neuregelung des Familien-
nachzugs 
beschlos-
sen. Da-
mit schaf-
fen wir 
insbeson-
dere Klar-
heit bei 
den Voraussetzungen und 
Ausschlussgründen für eine 
angemessene und sachge-
rechte Begrenzung des Nach-
zugs.  

Familiennachzug begrenzt 

einem einzigen Gerichtsver-
fahren verbindlich klären las-
sen. Das Gerichtsurteil, das 
am Ende der „Eine-für-alle-
Klage“ ergeht, ist sowohl für 
das Unternehmen als auch für 
die angemeldeten Verbrauche-
rinnen und Verbraucher bin-
dend.   

Die „Eine-für-alle-Klage“ ist 
für alle Beteiligten – Verbrau-
cher, Unternehmen und Ge-
richte – deutlich effizienter 
und kostengünstiger als un-
zählige einzelne Parallelver-
fahren. Sie stärkt die Rechts-
durchsetzung und den Ver-
braucherschutz in Deutsch-
land.  

Musterfeststellungsklage 

Der Minister hat bei seinem 
Vorgehen 
unsere vol-
le Unter-
stützung. 
D a i m l e r 
ist so wie 
die deut-
sche Auto-

mobilindustrie insgesamt dazu 
aufgerufen, alle Zweifel an ih-

ren Produkten durch Transpa-
renz in der Zusammenarbeit 
mit den Behörden auszuräu-
men.  

Wir können nicht zulassen, 
dass durch unangemessene 
Abschalteinrichtungen das 
Vertrauen der Bürgerinnen 
und Bürger in den Diesel wei-
ter beschädigt wird.  

Mit der Anordnung eines 
Rückrufs von 238.000 
Mercedes wegen unzu-
lässiger Abschaltein-
richtungen hat Bundes-
verkehrsminister An-
dreas Scheuer deutlich 
gemacht, dass der 
Bund bei der Durchset-
zung der Gesetzeslage keine 
Abstriche macht.  

Diesel-Rückruf 
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«Zweimal Ja.» 

(Bundeskanzlerin Angela Merkel (CDU) am Montag in Berlin auf die 
Frage eines Reporters, ob angesichts des Asylstreits mit der CSU eine 
vertrauensvolle Zusammenarbeit in der Bundesregierung weiter mög-
lich sei und ob sie noch die volle Richtlinienkompetenz habe) 

Platz der Republik 1 
11011 Berlin 

AXEL E.  FISCHER  
MITGLIED DES DEUTSCHEN BUNDESTAGES 

Telefon: 030-227-73790 
Fax: 030-227-76677 
E-Mail: axel.fischer@bundestag.de 

Stark - Kompetent - Bürgernah 

Industrie auf internationaler 
Ebene mit den technologischen 
Standards mithalten kann.  

Ich sehe es als Verantwortung 
unseres Staates für die Ge-
währleistung der Verteidi-
gungsfähigkeit und die wirt-
schaftliche Wettbewerbsfähig-
keit zum Wohle der Bürger 
Sorge zu tragen 

Viele Bürger zeigen sich dies-
bezüglich skeptisch und be-
sorgt oder lehnen die Anschaf-
fung und Nut-
zung von Droh-
nen durch die 
B u n d e s w e h r 
grundsätzlich 
ab. Deshalb sei 
auf, einige 
Kernpunkte verwiesen:  

Wir lehnen autonome unbe-
mannte Flugkörper, die eigen-
ständig Entscheidungen tref-
fen, ab. Bei den Drohnen im 
Einsatz der Bundeswehr wird 
es stets einen Menschen geben, 
der aus der Distanz die Drohne 
steuert. Autonome Killerrobo-
ter wird es bei der Bundeswehr 
nicht geben. 

Ebenso wenig wird es gezielte, 
außergerichtliche Hinrichtun-
gen und Tötungen von Terror-
verdächtigen durch die Droh-
nen der Bundeswehr geben. 
Die Bundeswehr wird Drohnen 
für Aufklärungszwecke nutzen. 
Auf dem technologischen Ni-
veau und unter den hohen 
Leistungsanforderungen der 

Drohnen werden in Zukunft 
immer wichtiger – nicht nur 
in der zivilen Nutzung, son-
dern auch in der militäri-
schen. Für die Bundesrepub-
lik wird das im Verteidi-
gungsbereich vorrangig in 
Form von Aufklärungsdroh-
nen stattfinden. Diese sind in 
der Lage, ein sehr großes 
Areal zu überwachen und Be-
drohungen für unsere Solda-
ten frühzeitig zu erkennen 
und Gefahrensituationen so 
zu vermeiden. Das ist ein 
wichtiger Beitrag zum Schutz 
von Leib und Leben unserer 
Soldaten, auf den wir nicht 
verzichten können oder wol-
len. 

 Die von der Bundesregierung 
geleaste israelische Überwa-
chungsdrohne Heron 1 hat 
sich in den Bundeswehreins-
ätzen in Mali und Afghanis-
tan bewährt. Aufgrund dieser 
positiven Erfahrung wollen 
wir das Nachfolgemodell, die 
Heron TP, für die Bundes-
wehr beschaffen. Gleichzeitig 
werden wir gemeinsam mit 
Frankreich, Spanien und Ita-
lien bis voraussichtlich 2025 
eine eigene, europäische Auf-
klärungsdrohne (European 
MALE) entwickeln und diese 
Fähigkeitslücke schließen.  
Ohne dieses Projekt drohen 
wir technologisch uneinhol-
bar hinter die USA, China 
und Israel zurückzufallen. Es 
geht dabei um Fragen, ob die 
Bundeswehr und ob unsere 

Bundeswehr gibt es derzeit auf 
dem Markt allerdings nur be-
waffnungsfähige Drohnen.  
Langfristig wird man auch über 
eine Bewaffnung der Aufklä-
rungsdrohnen nachdenken. 
Wenn eine Drohne eine Gefah-
renquelle, etwa gegnerische 
Kämpfer, entdeckt, sollte sie 
unseren Soldaten zur Hilfe 
kommen und sie auch offensiv 
unterstützen können. Das wird 
aber eine Ausnahme-Option 
sein, die dem Schutz unserer 

Soldaten dient.  

Auch technisch bleibt 
diese Bewaffnung ein 
Randaspekt, denn so 
wie Heron TP und die 
zu projektierende Eu-
rodrohne konzipiert 

sind, orientiert sich ihr Aufbau 
an Aufklärungs- und Überwa-
chungsaufgaben, nicht an 
Kampfsituationen. 

Die Bewaffnung der Heron TP 
ist derzeit ausdrücklich nicht in 
der im Haushaltsausschuss ein-
gereichten Vorlage vorgesehen. 
Bis das geschieht, werden wir 
uns intensiv mit völkerrechtli-
chen und ethischen Fragestel-
lungen rund um das Thema be-
waffnete Drohnen ergebnisoffen 
auseinandersetzen. 

Ich halte den Schritt, den wir in 
dieser Woche getan haben, für 
wichtig für die Sicherheit unse-
res Landes und seiner Soldaten 
und hoffe, dass ich einige Fra-
gen zu dem Thema Drohnen 
klären konnte.  

Drohnen für die Bundeswehr 


